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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)678 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 16. Juni 2016 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 20. Juni 2016 zum 

a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD  
Entwurf eines Integrationsgesetzes (BT-Drs. 18/8615) 

b) Antrag der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau), Ulla Jelpke, Jutta 
Krellmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Flüchtlinge auf dem Weg in Arbeit unterstützen, Integration befördern und 
Lohndumping bekämpfen (BT-Drs. 18/6644) 

c) Antrag der Abgeordneten Brigitte Pothmer, Luise Amtsberg, Beate Müller-Gemmeke, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Arbeitsmarktpolitik für Flüchtlinge - Praxisnahe Förderung von Anfang an  
(BT-Drs. 18/7653) 

d) Antrag der Abgeordneten Luise Amtsberg, Volker Beck (Köln), Kerstin Andreae, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Integration ist gelebte Demokratie und stärkt den sozialen Zusammenhalt  
(BT-Drs. 18/7651) 

Deutscher Anwaltverein e.V.

Der Deutsche Anwaltverein nimmt zu einigen ausge-
wählten Punkten des Gesetzentwurfs eines Integrati-
onsgesetzes Stellung. 

Der Deutsche Anwaltverein hat Bedenken gegen ei-
nige sozialrechtliche Regelungen. Der Umstand, dass 
der Ausländer sich einer Integrationsmaßnahme ver-
schließt, kann kein Unterschreiten des verfassungs-
rechtlich garantierten Existenzminimums rechtferti-
gen. Auch hat das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil vom 18.07.2012 klargestellt, dass das 
menschenwürdige Existenzminimum unabhängig 
von der Aufenthaltsdauer und der Aufenthaltsper-
spektive vollumfänglich sicherzustellen ist.  

Der Deutsche Anwaltverein hält die Vorschläge zur 
Einführung einer Wohnsitzregelung für mit überge-
ordnetem Recht nicht vereinbar. Er empfiehlt, Perso-
nen mit Aufenthaltstiteln gemäß §§ 22, 23 und 25 
Abs. 1 bis 3 Aufenthaltsgesetz ohne Zwang Maßnah-
men anzubieten, die eine schnelle Integration in das 
Leben in der Bundesrepublik Deutschland erleich-
tern. Eine gleichmäßige Verteilung der damit ver-
bundenen Aufwendungen sollte ohne Wohnsitzrege-
lung sichergestellt werden 

Der Deutsche Anwaltverein bedauert, dass das Ziel, 
Rechtssicherheit für den Aufenthalt während einer 
Ausbildung zu schaffen, durch den vorliegenden Ge-
setzentwurf nicht erreicht wurde. Der Gesetzgeber 
konnte sich nicht dazu entscheiden, eine Rechts-
grundlage für die Aufenthaltsgewährung bei Berufs-
ausbildung zu schaffen. Der Deutsche Anwaltverein 
hält es weiterhin für notwendig, einen humanitären 
Aufenthaltstitel für die Dauer der Berufsausbildung 
in das Aufenthaltsgesetz einzufügen. 

Zu den Neuregelungen im Einzelnen: 

A. Sozialrechtliche Änderungen 

Nachdem die Bundesregierung zuletzt noch zum 
1. Januar 2016 die einzelnen Bedarfspositionen der 
Leistungssätze des § 3 Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) wegen „fehlender Integrationstiefe bzw. 
fehlender Einbindung in die Gesellschaft“ im Be-
reich Bildungswesen, Freizeit, Kultur und Unterhal-
tung als nicht bedarfsrelevant gestrichen hat, legt sie 
nunmehr einen Entwurf zu einem Integrationsgesetz 
vor, mit dem die Eigeninitiative und Integrationsbe-
reitschaft des Einzelnen – allerdings beschränkt auf 
bestimmte Personengruppen – gefördert werden soll. 
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Der Deutsche Anwaltverein nimmt zu diesen Rege-
lungen wie folgt Stellung: 

I. Arbeitsgelegenheiten 

Die Mehraufwandsentschädigung für die nach § 5 
AsylbLG-E zu leistenden Arbeitsgelegenheiten wird 
von bisher 1,05 € auf 0,80 € je Stunde abgesenkt, so-
weit der Leistungsberechtigte im Einzelfall nicht hö-
here Aufwendungen nachweist, die ihm durch die 
Wahrnehmung der Arbeitsgelegenheit entstehen.  

Auf der Grundlage des Arbeitsmarktprogramms 
„Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen und sonstige 
Maßnahmen zur Integration“ werden Neuregelungen 
in § 5a und 5b AsylbLG-E i.V.m. § 421a SGB III-E ge-
schaffen. 

Gemäß § 5a AsylbLG-E können arbeitsfähigen, nicht 
erwerbstätigen Leistungsberechtigten, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben und nicht der Vollzeit-
schulpflicht unterliegen, Arbeitsgelegenheiten zuge-
wiesen werden, die von der Bundesagentur für Ar-
beit im Rahmen des Arbeitsmarktprogramms 
„Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“ gegen eine 
Mehraufwandentschädigung bereitgestellt werden.  

Asylsuchende aus einem sicheren Herkunftsstaat so-
wie Geduldete und vollziehbar ausreisepflichtige 
Ausländer sind hiervon ausgeschlossen. Die Teil-
nahme ist innerhalb der Zumutbarkeitsgrenzen des 
§ 11 Abs. 4 SGB XII verpflichtend.  

Bei Verweigerung zumutbarer Arbeitsgelegenheiten 
haben die hiernach verpflichteten Personen gem. 
§ 5a Abs. 3 AsylbLG-E keinen Anspruch auf Leistun-
gen nach §§ 2, 3 und 6 AsylbLG. Sie erhalten ledig-
lich gekürzte Leistungen entsprechend § 1a Abs. 2 
Satz 2 bis 4 AsylbLG. 

Gemäß § 5b AsylbLG-E sind darüber hinaus arbeits-
fähige, nicht erwerbstätige Leistungsberechtigte, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben und der Vollzeit-
schulpflicht nicht mehr unterliegen, verpflichtet, an 
einem Integrationskurs nach § 34 Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) teilzunehmen, sofern sie eine Aufent-
haltsgestattung besitzen und ein rechtmäßiger und 
dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, eine Duldung 
nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG (Duldung wegen 
dringender humanitärer oder persönlicher Gründe o-
der erheblicher öffentlicher Interessen) oder eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG be-
sitzen. Asylbewerber aus einem sicheren Herkunfts-
staat sind ausgenommen, da der Gesetzgeber bei 
ihnen von vornherein davon ausgeht, dass ein dauer-
hafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist. Ein rechtmä-
ßiger und dauerhafter Aufenthalt ist nach Einschät-
zung des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge im Jahr 2015 nur für Asylsuchende aus Syrien, 
Eritrea, Irak und Iran zu erwarten, soweit nach der 
Dublin-Regelung keine Zuständigkeit eines anderen 
EU-Staates besteht. 

Bei Weigerung, an einem zumutbaren Integrations-
kurs teilzunehmen oder diesen Kurs fortzuführen, 
besteht kein Anspruch auf Leistungen nach §§ 2, 3 
und 6 AsylbLG. Es werden lediglich gekürzte Leis-
tungen entsprechend § 1a Abs. 2 Satz 2 bis 4 
AsylbLG gewährt. Die Rechtsfolgen der Leistungs-

                                                 
1 Siehe BT-Drs. Drucksache 17/3404, S. 53 ff Stand EVS 2008 
2 BVerfG, Urt. v. 18.7.2012, 1 BvL 10/10 

kürzung treten nicht ein, wenn die leistungsberech-
tigte Person einen wichtigen Grund für ihr Verhalten 
darlegt und nachweist.  

Die Leistungskürzung nach § 1a Abs. 2 Satz 2 bis 4 
AsylbLG hat zur Folge, dass nur noch Leistungen zur 
Deckung des Bedarfs an Ernährung und Unterkunft 
einschließlich Heizung sowie Körper- und Gesund-
heitspflege gewährt werden und der gesamte not-
wendige persönliche Bedarf zur Deckung des sozio-
kulturellen Existenzminimums vorenthalten bleibt. 
Die Leistungen betragen gegenüber einem Leistungs-
empfänger nach § 3 AsylbLG wertmäßig ca. 175 € 
weniger (Leistungen für den notwendigen persönli-
chen Bedarf in Höhe von 135 €, Leistungen für Klei-
dung und Schuhe der Abt. 3 der regelbedarfsrelevan-
ten Verbrauchsausgaben ca. 34 € und rund 6 € für 
Gebrauchs- und Verbrauchsgüter des Haushaltes, die 
in der Abt. 5 der regelbedarfsrelevanten Verbrauchs-
ausgaben enthalten sind.)1 Dies entspricht einer Kür-
zung in Höhe von ca. 49 %. Gegenüber einem Leis-
tungsempfänger nach § 2 AsylbLG bedeutet dies eine 
Leistungskürzung um rund 55 %. Das Bundesverfas-
sungsgericht hatte seinerzeit die Höhe der Grund-
leistungen, die je nach Bedarfsstufe zwischen 41 % 
bis 47% unterhalb des Normalmaßes lagen, als evi-
dent unzureichend für verfassungswidrig erklärt. 

Abgesehen von dieser evidenten Höhe der Leistungs-
kürzung, ist der Ausschluss von sämtlichen Leistun-
gen zur Deckung des soziokulturellen Existenzmini-
mums mit den Vorgaben des BVerfG2 zum Anspruch 
auf ein menschenwürdiges Existenzminimum nicht 
zu vereinbaren. Der Mensch besteht notwendig in 
seinen sozialen Bezügen. Ein Ausländer verliert sei-
nen sozialen Geltungsanspruch nicht dadurch, dass 
er sich nur vorübergehend im Bundesgebiet aufhält.  

Das menschenwürdige Existenzminimum ist unab-
hängig von der Aufenthaltsdauer und Aufenthalts-
perspektive eines Ausländers im Bundesgebiet stets 
durch einen gesetzlich verankerten Rechtsanspruch 
zu gewährleisten. Der unmittelbar verfassungsrecht-
liche Leistungsanspruch auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums erstreckt 
sich dabei auf das gesamte Existenzminimum durch 
eine einheitliche grundrechtliche Garantie, die so-
wohl die physische Existenz als auch das soziokul-
turelle Existenzminimum umfasst. Der Gesetzgeber 
darf sich bei seiner Entscheidung zur Bestimmung 
des Existenzminimums nur an den konkreten Bedar-
fen der Hilfebedürftigen ausrichten und muss diese 
in der jeweiligen Lebenssituation auch decken. Eine 
Beschränkung der Leistungen auf das physische 
Existenzminimum ist nicht zulässig. Die Sanktionie-
rung einer fehlenden Bereitschaft zur Teilnahme an 
einem Integrationskurs folgt einem gänzlich bedarfs-
fremden Ziel. Da das Grundrecht auf ein menschen-
würdiges Existenzminimum ein unverfügbares Men-
schenrecht ist, ist es abwägungsresistent. Der Um-
stand, dass der Ausländer sich einer Integrations-
maßnahme verschließt, kann kein Unterschreiten 
des verfassungsrechtlich garantierten Existenzmini-
mums rechtfertigen, auch wenn er sich durch eige-
nes Verhalten in diese Konfliktsituation gebracht 
hat. 
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Die Leistungseinschränkung für den Fall der Weige-
rung, an einem Integrationskurs oder Arbeits-
marktintegrationsmaßnahmen teilzunehmen, ver-
stößt auch gegen Art. 20 der EU-Aufnahmerichtlinie 
(RL 2013/33/EU), der eine abschließende Aufzäh-
lung der Gründe vorgibt, in denen Sanktionen im 
Bereich der Leistungsgewährung europarechtlich zu-
lässig sind. Die Verweigerung oder der Abbruch von 
Integrationsmaßnahmen gehören nicht dazu. 

Nach Art. 6 und Art. 7 UN Sozialpakt muss jede Be-
schäftigung frei gewählt und angenommen sein. Zu-
dem besteht ein Recht auf angemessenen Lohn und 
gleiches Entgelt. Eine Leistungskürzung anstelle ei-
nes Anreizes und ungehinderten Zugangs zu staatli-
chen Angeboten der Arbeitsmarktförderung ist ein 
zumindest zweifelhaft geeignetes Mittel zur Integra-
tion in Gesellschaft und Arbeit. Die Heranziehung zu 
Eingliederungsmaßnahmen ist jedenfalls im SGB II 
als ultima ratio konzipiert und gegenüber anderen 
zur Verfügung stehenden Eingliederungsinstrumen-
ten nachrangig und nur zulässig, soweit sie zur Ver-
meidung oder Beseitigung, Verkürzung oder Vermin-
derung der Hilfebedürftigkeit für die Eingliederung 
erforderlich ist.  

Dahingehende Regelungen oder Einschränkungen 
sind im AsylbLG nicht vorgesehen. Die Verweige-
rung einer Integrationsmaßnahme wird zu Unrecht 
per Gesetz mit der fehlenden Bereitschaft, sich in die 
hiesigen Verhältnisse zu integrieren, gleichgesetzt. 
Es ist zudem nicht nachvollziehbar, warum die In-
tegrationsmaßnahmen bestimmten Personenkreisen 
vorenthalten bleiben, statt auch bei ihnen die beab-
sichtigte Integrationsbereitschaft durch staatliche 
Angebote zu fördern. 

Trotz der Erkenntnis des Gesetzgebers, dass Maßnah-
men zum Spracherwerb und zur Integration mög-
lichst früh beginnen sollten und mangelnde Integra-
tion mittel- und langfristig nicht nur zu gesellschaft-
lichen Problemen führt, sondern auch hohe Kosten 
verursacht, werden von vornherein Personen ausge-
schlossen, die aus den unterschiedlichsten Gründen, 
aber dennoch voraussichtlich auf Dauer, zumindest 
aber über einen längeren Zeitraum, in Deutschland 
verbleiben werden. Der Zugang zu Maßnahmen im 
Bereich Bildung, Qualifizierung und Berufserfah-
rung eröffnet nicht nur für den Fall der Rückkehr 
Perspektiven im Herkunftsland, sondern dient auch 
der notwendigen sozialen Integration in unsere Ge-
sellschaft. Integration ist ein Prozess der Annähe-
rung und gegenseitigen Auseinandersetzung und be-
ginnt mit der Kommunikation. Spracherwerb ist 
auch für einen vorübergehenden Aufenthalt erfor-
derlich. Versäumnisse in diesem frühen Stadium las-
sen sich nicht mehr rückgängig machen. Die offen-
sichtlich beabsichtigte Behinderung an einer Integra-
tion der von entsprechenden Maßnahmen ausge-
schlossenen Personen lässt sich vor diesem Hinter-
grund kaum nachvollziehen. Die Gruppe von Men-
schen, die ihr Herkunftsland sei es nun aus politi-
schen oder anderen Gründen verlassen, und – wenn 
auch nur vorübergehend – hier bleiben, stellt eine 
komplexe Gruppe dar, die sich in ihrem Integrati-
onsbedarf nicht nach ihrer Herkunft und ihrem Auf-
enthaltsstatus katalogisieren lässt. Die vorgesehene 
Differenzierung nach Herkunft und Bleibeperspek-
tive führt nicht nur zu Unfrieden und Spannungen 
zwischen den unterschiedlichen Flüchtlingsgrup-

pen, sondern stellt sich als ein ungeeignetes und un-
verhältnismäßiges Mittel dar. Dies gilt im besonde-
ren Maße für den Ausschluss der Staatsangehörigen 
aus sicheren Herkunftsstaaten. Hier wird in diskri-
minierender Weise allein an die Herkunft einer Per-
son angeknüpft. 

II. Änderung § 1a AsylbLG 

In § 1a AsylbLG-E werden noch zwei weitere Kür-
zungstatbestände zu den bereits bestehenden sechs 
Sanktionen aufgenommen. So unterliegen folgende 
Personen nunmehr ebenfalls der Leistungskürzung 
nach § 1a Abs. 2 Satz 2 bis 4 AsylbLG: 

Asylsuchende nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG und 
vollziehbar Ausreisepflichtige, denen bereits in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der EU internationaler 
Schutz oder ein sonstiges Aufenthaltsrecht gewährt 
worden ist, sofern der internationale Schutz oder das 
aus anderen Gründen gewährte Aufenthaltsrecht 
fortbesteht. Damit werden erstmals Asylsuchende 
mit Leistungskürzungen belegt, auch wenn ihnen 
der Aufenthalt zur Durchführung des Asylverfahrens 
gestattet ist. Es ist im hohen Maße widersprüchlich, 
den Aufenthalt des Ausländers zu „gestatten“ und 
gleichzeitig den Aufenthalt ungeachtet der Gründe 
für die Einreise bzw. für den Verbleib zu sanktionie-
ren. Die Frage, ob in einem anderen Staat ein Recht 
zum Aufenthalt aus welchen Gründen auch immer 
besteht, darf nicht dazu führen, dass dem hiervon 
betroffenen Personenkreis Leistungen zur Sicherung 
des menschenwürdigen Existenzminimums vorent-
halten werden. Dies gilt auch für vollziehbar Ausrei-
sepflichtige, da das Bundesverfassungsgericht ein-
deutig klargestellt hat, dass das menschenwürdige 
Existenzminimum unabhängig von der Aufenthalts-
dauer und der Aufenthaltsperspektive vollumfäng-
lich sicherzustellen ist. Insoweit wird auf die obigen 
Ausführungen verwiesen. 

Mit § 1a Abs. 5 AsylbLG-E normiert der Gesetzgeber 
eine weitere Leistungseinschränkung auf das Niveau 
des § 1a Abs. 2 S. 2 bis 4 AsylbLG für Asylsuchende 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG und Folgeantragstel-
ler bzw. Zweitantragsteller nach § 1 Abs. 1 Nr. 7 
AsylbLG, wenn sie gegen Mitwirkungspflichten nach 
§ 15 Abs. 2 Nr. 4 (Nichtvorlage des Passes) und Nr. 5 
Asylgesetz (AsylG) (Nichtvorlage von Urkunden und 
sonstigen Unterlagen, die der Klärung der Identität 
des Leistungsberechtigten dienen) verstoßen oder 
den Termin zur förmlichen Antragstellung beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nicht 
wahrgenommen haben oder den Tatbestand des § 30 
Abs. 3 Nr. 2, 2. Alt. AsylG verwirklichen (Weige-
rung, Angaben über Identität und Staatsangehörig-
keit zu machen).  

Eine Leistungseinschränkung ist nur dann ausge-
schlossen, wenn die Leistungsberechtigten die Ver-
letzung von Mitwirkungspflichten nicht zu vertreten 
haben oder ihnen die Einhaltung der Mitwirkungs-
pflichten aus wichtigen Gründen nicht möglich war. 
Dies wird insbesondere für den Fall anerkannt, 
wenn aus tatsächlichen Gründen (z.B. schwere 
Krankheit) eine Mitwirkung ausgeschlossen ist. Die 
Leistungseinschränkung endet, sobald die Mitwir-
kungshandlung nachgeholt wird. 

Der Verstoß gegen Mitwirkungspflichten nach dem 
AsylbLG hat ersichtlich keinen Bezug zur Feststel-
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lung des Bedarfs oder der Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit. Nicht einmal leistungsmissbräuchliches 
Verhalten wird vorausgesetzt. Rechtsuntreuem Ver-
halten ist mit den Mitteln des Ausländerrechts, Ord-
nungsrechts und Strafrechts zu begegnen. Gleiches 
gilt für die Klärung der Identität. Hierfür stehen dem 
Ausländeramt bzw. dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge Möglichkeiten, wie der Abgleich 
der Fingerabdrücke, Vorführungen vor Botschaften 
etc., zur Verfügung. Der Menschenwürdegrundsatz 
verbietet dagegen eine Instrumentalisierung des 
Leistungsrechts zu sach- und bedarfsfremden Zwe-
cken, wie dies durch die Leistungseinschränkung 
ganz offensichtlich beabsichtigt ist. 

III. Änderung des § 2 Abs. 1 AsylbLG: Leistungskür-
zungen auch bei Analogleistungen 

Durch die Änderung wird der Anwendungsbereich 
der Leistungskürzungen nach §§ 5a und b AsylbLG-
E auf Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG ausge-
weitet. Bisher war eine Leistungskürzung bei unbe-
gründeter Ablehnung der Arbeitsgelegenheiten für 
Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG nicht mög-
lich, da ihnen abweichend von §§ 3 bis 7 AsylbLG 
Leistungen analog SGB XII zu gewähren waren. Sie 
konnten bisher nicht zur Ableistung von Arbeitsgele-
genheiten verpflichtet werden. Dies wird nunmehr 
geändert.  

Das Bundesverfassungsgericht hat aber in seiner Ent-
scheidung vom 18.07.2013 zum AsylbLG klarge-
stellt, dass Personen, die sich nicht mehr kurz und 
vorübergehend im Bundesgebiet aufhalten, ein An-
spruch auf ein „Normalmaß“ zusteht. Der Gesetzge-
ber hat diesen Zeitraum auf 15 Monate durch Ge-
währung der Leistungen nach § 2 AsylbLG gesetz-
lich geregelt und gewährt diesem Personenkreis 
Leistungen analog SGB XII als „Normalmaß“.  

Maßstab sind damit aber die Bedürfnisse von Leis-
tungsberechtigten nach dem SGB XII. Mit dem Ver-
weis auf Arbeitsgelegenheiten und den damit zusam-
menhängenden Sanktionen werden sie aber wiede-
rum Personen gleichgestellt, die sich (vermeintlich) 
nur kurz und vorübergehend im Bundesgebiet auf-
halten. Dies entspricht nicht den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts. 

IV. Aufwendungen bei Wohnsitzzuweisung gemäß 
SGB II, SGB XII 

Wer einer Wohnsitzzuweisung nach § 12a Auf-
enthG-E unterliegt, kann nach § 22 Abs. 1 a SGB II-E 
nunmehr nur noch die Aufwendungen für Unter-
kunft und Heizung nach dem Ort der Wohnsitzzu-
weisung beanspruchen. Die Anerkennung des Be-
darfs für Unterkunft und Heizung vor einem Umzug 
ist zudem von der Zusicherung des Leistungsträgers 
am Ort der Wohnsitzauflage abhängig. Sollte sich die 
leistungsberechtigte Person tatsächlich überwiegend 
an einem anderen Ort aufhalten, wird die Angemes-
senheit der Aufwendungen für Unterkunft und Hei-
zung nach den Verhältnissen am Ort der Wohn-
sitzauflage beurteilt.  

Dies soll nach der Gesetzesbegründung auch dann 
gelten, wenn sich diese Person erlaubt an einem an-
deren Ort aufhält. 

                                                 
3 Siehe hierzu ausführlich LSG NRW, Urt. v. 25.2.2016, L 7 AS 1391/14 
4 EuGH, Urt. v. 1.3.2016, C-443/14 (Rs Ibrahim Alo) und C- 444/14 (Rs Amira Osso) 

Neu eingeführt wird zudem eine Regelung in § 36 
SGB II-E, wonach für Personen mit einer Wohn-
sitzauflage oder Wohnungszuweisung nach § 12a 
AufenthG-E eine ausschließliche örtliche Zuständig-
keit zur Gewährung der Leistungen nach dem SGB II 
am Ort der Wohnsitzauflage begründet wird. Es 
kommt weder auf den gewöhnlichen noch den tat-
sächlichen Aufenthalt für die Bestimmung der Zu-
ständigkeit an. Ein Antrag kann also nur an dem Ort 
der Zuweisung gestellt, und es können auch nur dort 
Leistungen bezogen werden. Dies gilt auch bei einer 
sogenannten negativen Wohnsitzauflage nach § 12a 
Abs. 4 AufenthG-E. Eine entsprechende Versagung 
von Leistungen bei Verstoß gegen eine Wohnsitzauf-
lage nach dem SGB II war bis dahin, u.a. mangels ei-
ner entsprechenden Rechtsgrundlage, rechtlich um-
stritten3 und wird nunmehr gesetzlich ermöglicht. 

Geändert wird in diesem Zusammenhang auch § 23 
Abs. 5 Satz 1 SGB XII-E, so dass künftig nicht nur 
die Verletzung einer räumlichen Beschränkung, son-
dern auch die Verletzung einer Wohnsitzauflage und 
einer Wohnsitzzuweisung im SGB XII zu Leistungs-
einschränkungen führt. Das Leistungsniveau umfasst 
bei einem Verstoß auch nach der Neuregelung das 
„unabweisbar Gebotene“. Der Leistungsumfang wird 
aber dahingehend präzisiert, dass künftig im Regel-
fall nur eine Reisebeihilfe zu leisten ist, die ange-
messene Kosten der Rückreise und gegebenenfalls 
Verpflegungskosten abdeckt. Nur bei Vorliegen be-
sonderer Umstände, die der Gesetzgeber laut Begrün-
dung z.B. im Fall einer Reiseunfähigkeit anerkennt, 
sind weitergehende Leistungen zu gewähren.  

Es ist nicht nachvollziehbar, wie mit diesen geplan-
ten Sanktionen bei Verstößen gegen Wohnsitzzuwei-
sungen eine Integration gefördert oder sichergestellt 
werden soll, zumal der Wohnsitz in der Regel vor-
nehmlich danach ausgesucht wird und auch ausge-
sucht werden sollte, wo soziale Bindungen und 
Netzwerke bestehen, die für die Integration aber 
auch für die Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche 
von besonderer Bedeutung sind.  

Es besteht der Verdacht, dass hiermit vielmehr die 
Verteilung von Kosten für Sozialleistungen inner-
halb von Deutschland erreicht werden soll. Gerade 
dies hat aber der Europäische Gerichtshof zumindest 
bei Flüchtlingen bzw. subsidiär Geschützten in sei-
nem Urteil vom 1.3.2016 ausdrücklich untersagt.4 
Darüber hinaus stellt sich auch die Frage der Verein-
barkeit dieser Regelung mit Art. 29 der Qualifikati-
onsrichtlinie (RL 2011/95/EU). Hiernach ist Perso-
nen, denen internationaler Schutz zuerkannt worden 
ist, die notwendige Sozialhilfe wie eigenen Staatsan-
gehörigen zu gewähren. Deutsche Staatsangehörige 
unterliegen aber keiner Wohnsitzauflage oder Wohn-
sitzzuweisung. Bei einem Verstoß erhalten Auslän-
der, die nach dem SGB II leistungsberechtigt sind, 
gar keine Leistungen und nach dem SGB XII ledig-
lich Leistungen, soweit diese unabweisbar geboten 
sind. Die Frage, was unabweisbar geboten ist, wird 
über die Reisebeihilfe hinaus in das Belieben der 
Exekutive gestellt. Die Gewährung von existenzsi-
chernden Leistungen an den Aufenthalt an einem 
bestimmten Ort zu knüpfen, ist zumindest verfas-
sungsrechtlich bedenklich, zumal Rechtsmittel ge-
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gen eine solche Auflage und Wohnsitzzuweisung ge-
mäß § 12a Abs. 7 AufenthG-E keine aufschiebende 
Wirkung haben.  

Während eines Rechtsmittelverfahrens wäre der Hil-
febedürftige daher gezwungen, Leistungen an dem 
Zuweisungsort in Anspruch zu nehmen, auch wenn 
die Auflage bzw. Wohnsitzzuweisung rechtswidrig 
ist oder unter den Voraussetzungen des § 12a Auf-
enthG-E aufzuheben wäre. 

In die Kürzung/Sanktionierung werden auch die 
minderjährigen Kinder, die der gleichen Wohn-
sitzauflage/Wohnungszuweisung unterliegen, mit 
einbezogen, ohne dass diese die Möglichkeit haben, 
Einfluss zu nehmen. Dies dürfte gegen den individu-
ellen Anspruch auf ein menschenwürdiges Existenz-
minimum verstoßen. 

B. Wohnungszuweisung, § 12a AufenthG-E 

Der Deutsche Anwaltverein hält die Vorschläge zur 
Einführung einer Wohnsitzregelung für mit überge-
ordnetem Recht nicht vereinbar. Er empfiehlt, Perso-
nen mit Aufenthaltstiteln gem. §§ 22, 23 und 25 
Abs. 1 bis 3 AufenthG ohne Zwang Maßnahmen an-
zubieten, die eine schnelle Integration in das Leben 
in der Bundesrepublik Deutschland erleichtern. Eine 
gleichmäßige Verteilung der damit verbundenen 
Aufwendungen sollte ohne Wohnsitzregelung si-
chergestellt werden.  

Die Vorschläge enthalten zudem Ungereimtheiten im 
Einzelnen und zahlreiche unbestimmte Rechtsbe-
griffe, die noch nicht hinreichend definiert sind. Da-
raus ergibt sich ein hoher Begründungsaufwand für 
Wohnsitzzuweisungen. Eine Fülle von gerichtlichen 
Auseinandersetzungen wird die Folge sein. Hohe 
Rechtsunsicherheit, die sich integrationshemmend 
auswirken wird, ist damit vorgegeben. 

Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen 
wird derzeit in der Praxis zu ihrem Aufenthaltstitel 
gem. § 25 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Satz 1, 1. Alt. AufenthG 
keine Wohnsitzauflage erteilt.5 Das bedeutet, dass sie 
ihren Wohnsitz im gesamten Bundesgebiet frei wäh-
len dürfen. Allerdings unterliegen Hartz IV-Empfän-
ger bezüglich eines Umzuges gem. § 22 SGB II-E den 
gleichen Beschränkungen wie deutsche Staatsange-
hörige auch. 

Ob Wohnsitzauflagen zum Aufenthaltstitel für sub-
sidiäre Geschützte gem. § 25 Abs. 2 Satz 1, 2. Alt. 
AufenthG zulässig sind, ist derzeit noch nicht end-
gültig gerichtlich geklärt.6 

Bei Personen, die sich auf nationale Abschiebungs-
verbote berufen können, wird häufig zum Aufent-
haltstitel gem. § 25 Abs. 3 AufenthG eine Wohn-
sitzauflage an den Bezug von Leistungen nach SGB II 
oder SGB XII, auch nach AsylbLG, geknüpft. Ähnli-
ches gilt für gem. §§ 22 und 23 AufenthG übernom-
mene bzw. aufgenommene Personen. 

                                                 
5 Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96. 
6 BVerwG, B. v. 19.8.2014 - 1 C 7.14; EuGH, Große Kammer, Urt. v. 1.3.2016 – C-443/14, C- 444/14, www.asyl.net. 
7 Lehner/Lippold, ZAR 2016, 81 ff; siehe auch Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96ff; Ruge, ZAR 2016, 89 ff, alle m.w.N. 
8 Art. 9 Abs. 3, siehe auch § 104 Abs. 14 AufenthG-E. 
9 Diese Regelungen werden flankiert durch eine Bußgeldvorschrift in § 98 Abs. 3 Nr. 2 AufenthG-E, durch Vorschriften zur 
Gewährung von Leistungen gem. SGB II und XII sowie die örtliche Zuständigkeit des Sozialgerichts. 

Stimmen aus Verwaltung und Politik haben in Ab-
kehr von dieser Praxis die Einführung einer Mög-
lichkeit verlangt, Wohnsitzauflagen auch für Asylbe-
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge zu verhängen.7 

Mit dem Gesetzentwurf werden nunmehr mit einem 
drei Jahre gültigen8 § 12a AufenthG-E Regelungen zu 
einer Wohnsitzregelung vorgeschlagen.9 Die Vor-
schläge betreffen nicht nur Asylberechtigte und an-
erkannte Flüchtlinge, sondern alle Personen für ei-
nen Zeitraum von drei Jahren ab Anerkennung oder 
erstmaliger Erteilung des Aufenthaltstitels gem. § 22, 
23 und 25 Abs. 1 bis 3 AufenthG nach dem 1.1.2016.  

I. Im Einzelnen: 

Gem. § 12a Abs. 1 AufenthG-E sind die betroffenen 
Personen von Gesetzes wegen zur Förderung ihrer 
nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse 
der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, für 
den Zeitraum von drei Jahren ab Anerkennung oder 
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt (Wohnsitz) in dem Land zu neh-
men, in das sie zur Durchführung ihres Asylverfah-
rens oder im Rahmen des Aufnahmeverfahrens zuge-
wiesen worden sind.  

Diese Verpflichtung gilt nicht, wenn die betroffenen 
Personen, ihre Ehegatten, eingetragenen Lebens-
partner oder minderjährigen Kinder eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang 
von mindestens 15 Stunden wöchentlich, durch die 
diese Person mindestens über ein Einkommen in 
Höhe des monatlichen durchschnittlichen Bedarfs 
nach den §§ 20 und 22 SGB II für eine Einzelperson 
verfügt, oder eine Berufsausbildung aufnehmen oder 
aufgenommen haben oder sie in einem Studien- oder 
Ausbildungsverhältnis stehen. 

Landesintern kann den verpflichteten Personen für 
längstens einen Zeitraum von drei Jahren ab Aner-
kennung oder erstmaliger Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis ein Wohnort zugewiesen werden. Wohnen 
sie noch in einer Aufnahmeeinrichtung oder in einer 
anderen vorübergehenden Unterkunft, reicht als Be-
gründung die Versorgung mit angemessenem Wohn-
raum, wenn dies der Förderung ihrer nachhaltigen 
Integration nicht entgegensteht, § 12a Abs. 2 Auf-
enthG-E. Die Zuweisung muss innerhalb von sechs 
Monaten nach Entscheidung über die Anerkennung 
oder Aufnahme erfolgen; wenn in diesem Zeitraum 
eine Zuweisung nicht möglich war, verlängert sich 
die Frist um weitere sechs Monate. Eine Wohnortzu-
weisung ist gem. § 12a Abs. 3 AufenthG-E zur Förde-
rung der nachhaltigen Integration auch dann mög-
lich, wenn dadurch die Versorgung mit angemesse-
nem Wohnraum, der Erwerb von hinreichenden 
mündlichen Sprachkenntnissen und unter Berück-
sichtigung der örtlichen Lage am Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
erleichtert werden kann. 
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Unabhängig davon sehen die Vorschläge in § 12a 
Abs. 4 AufenthG-E die Einführung einer Zuzugs-
sperre zur Vermeidung von sozialer und gesell-
schaftlicher Ausgrenzung vor. 

§ 12a Abs. 5 AufenthG-E enthält Vorschriften, wann 
ein Anspruch auf Aufhebung der Verpflichtung oder 
Zuweisung besteht. In den in § 12a Abs. 5 Nr. 2 Auf-
enthG-E bezeichneten Härtefällen ist eine Verpflich-
tung zur Wohnsitznahme aufzuerlegen, die dem In-
teresse Rechnung trägt.  

§ 12a Abs. 6 AufenthG-E enthält Regelungen für 
nachziehende Familienangehörige. 

Gem. § 12a Abs. 8 AufenthG-E haben Widerspruch 
und Klage keine aufschiebende Wirkung. 

§ 12a Abs. 9 AufenthG-E sieht eine Ermächtigung 
der Landesregierung vor, bestimmte Einzelheiten 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

Flankiert werden diese Regelungen durch neue Ord-
nungswidrigkeitstatbestände in § 98 Abs. 3 Nr. 2a 
und 2b AufenthG-E sowie von Regelungen im Be-
reich der sozialen Leistungen in §§ 22 (Angemessen-
heit der Aufwendungen für Unterkunft und Hei-
zung) und 36 Abs. 2 SGB II-E (zur örtlichen Zustän-
digkeit) und in § 23 Abs. 5 SGB XII-E (unabweisbare 
Hilfe in Form einer Beihilfe für die Reise an den Ort 
des vorgeschriebenen Wohnorts). 

II. Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

Die vorgeschlagenen Regelungen sind nach Auffas-
sung des Deutschen Anwaltvereins weder mit Art. 
23 und 26 Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und 
Art. 29 und 33 Qualifikationsrichtlinie noch mit Art. 
2 des Vierten Zusatzprotokolls zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention (ZP4/EMRK) und Art. 12 
des Internationalen Pakts über bürgerliche und poli-
tische Rechte (IPbpR) vereinbar. 

Asylberechtigte und anerkannte Flüchtlinge können 
sich auf die Genfer Flüchtlingskonvention berufen. 
In Art. 23 der Konvention ist geregelt, dass Flücht-
lingen, die sich rechtmäßig im Staatsgebiet aufhal-
ten, auf dem Gebiet der öffentlichen Fürsorge und 
sonstigen Hilfeleistungen die gleiche Behandlung 
wie den eigenen Staatsangehörigen gewährt wird. 
Gemäß Art. 26 der Konvention haben diese Flücht-
linge das Recht, ihren Aufenthalt zu wählen und 
sich frei zu bewegen, vorbehaltlich der Bestimmun-
gen, die allgemein auf Ausländer unter gleichen Um-
ständen Anwendung finden.10 

Unionsrecht bestätigt in Art. 29 und 33 der Qualifi-
kationsrichtlinie die Anwendung dieser Vorschriften 
auf anerkannte Flüchtlinge und dehnt sie aus auf 
Personen mit subsidiärem Schutz.  

                                                 
10 UNHCR-Stellungnahme zu Maßnahmen zur Beschränkung der Wohnsitzfreiheit von Flüchtlingen und subsidiär ge-
schützten Personen, Juli 2007, http://www.unhcr.de.  
11 EuGH, Große Kammer, Urt. v. 1.3.2016 – C-443/14, C- 444/14, www.asyl.net, siehe auch InfAuslR 2016, 203 ff. 
12 a.a.O., Rn. 55. 
13 a.a.O., Rn. 61. 
14 EuGH, a.a.O. Rn. 61 ff, 62. 
15 Zutreffende Wertung als obiter dictum von Ruge, a.a.O., 89, 96; a.A. Lippold/Lehner, a.a.O., S. 86: die Rspr. des BVerwG 
sei aufgegriffen und bestätigt, nicht auf der Tatbestandsebene, sondern auf der Ebene der Verhältnismäßigkeit. 
16 EuGH,a.a.O. Rn. 63; vgl. BVerwG, B. v.19.8.2014 – 1 C 7.14, Rn. 32. 
17 EuGH, a.a.O., Rn. 63. 

In seinem Urteil vom 1.3.2016,11 das zu Wohnsitz-
auflagen gegenüber subsidiär geschützten Personen 
ergangen, aber auch auf anerkannte Flüchtlinge an-
wendbar ist, unterstreicht der EuGH, dass sich eine 
Wohnsitzauflage an Art. 26 GFK messen lassen 
muss, und hebt hervor, dass Flüchtlinge keiner 
strengeren Regelung unterworfen werden dürfen, als 
andere sich rechtmäßig aufhaltende Drittstaatsange-
hörige. Er stellt im Hinblick auf Art. 23 GFK fest, 
dass für die Gewährung von Sozialhilfe die etwaige 
Eigenschaft der Empfänger als Person mit subsidiä-
rem Schutz – und damit auch als anerkannter 
Flüchtling – keine besondere Relevanz hat.12 Er hält 
Wohnsitzauflagen mit dem Ziel einer gleichmäßigen 
Verteilung der Lasten für rechtswidrig. Andererseits 
steht nach Auffassung des EuGH Art. 33 der Qualifi-
kationsrichtlinie einer Wohnsitzauflage nur dann 
entgegen, wenn die Situation der anerkannten 
Flüchtlinge und der subsidiär Geschützten im Hin-
blick auf das mit dieser Regelung verfolgte Ziel mit 
der Situation von Drittstaatsangehörigen, die sich 
aus anderen als humanitären, politischen oder völ-
kerrechtlichen Gründen rechtmäßig im deutschen 
Hoheitsgebiet aufhalten, objektiv vergleichbar ist.13 

Entscheidendes Kriterium für den EuGH ist, ob der 
Umstand, dass eine Sozialhilfe beziehende Person 
mit subsidiären Schutz – und damit auch eine Per-
son mit Flüchtlingseigenschaft – in stärkerem Maß 
mit Integrationsschwierigkeiten konfrontiert sein 
wird als ein anderer Drittstaatsangehöriger, der sich 
rechtmäßig aufhält und Sozialhilfe bezieht.14  

Dies könnte – so der EuGH in einem obiter dictum15 
– insbesondere dann der Fall sein, wenn Drittstaats-
angehörige mit einem anderen Aufenthaltstitel als 
nach Abschnitt 5 des 2. Kapitels des AufenthG (Auf-
enthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder po-
litischen Gründen) erst nach einer gewissen Dauer 
ununterbrochenen Aufenthalts Sozialhilfe in An-
spruch nehmen können.16  

Ein solcher Aufenthalt könnte nach Auffassung des 
EuGH17 nämlich darauf hindeuten, dass die betref-
fenden Drittstaatsangehörigen hinreichend integriert 
sind, so dass sie sich im Hinblick auf das Ziel, die 
Integration von Drittstaatsangehörigen zu erleich-
tern, nicht in einer Situation befänden, die mit der 
von Personen mit internationalem Schutz vergleich-
bar ist. Dies festzustellen ist aber Aufgabe des natio-
nalen Gerichts. 

http://www.unhcr.de/fileadmin/rechtsinfos/fluechtlingsrecht/3_deutschland/3_2_unhcr_stellungnahmen/FR_GER-HCR_Wohnsitzauflage_072007.pdf
http://www.asyl.net/
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Bei der Bewertung der Wohnsitzauflagen begründen-
den Tatsachen hat der Gesetzgeber eine weite Ein-
schätzungsprärogative.18 Das betrifft das auch nach 
Auffassung des Deutschen Anwaltvereins beste-
hende, verfassungsrechtlich nicht zu beanstandende, 
öffentliche Interesse an einer zügigen Integration 
hier lebender Ausländer, namentlich mit einem Auf-
enthaltstitel aus völkerrechtlichen, humanitären o-
der politischen Gründen. Eine gerichtliche Überprü-
fung kann nicht die geeignetste nationale Politik zur 
Lösung der anstehenden Probleme zum Gegenstand 
haben.19 Aufgabe einer gerichtlichen Überprüfung ist 
vielmehr, die Argumente, die während des Gesetzge-
bungsverfahrens bedacht wurden, sorgfältig zu über-
prüfen und festzustellen, ob ein gerechter Ausgleich 
zwischen den widerstreitenden Interessen des Staa-
tes und der direkt betroffenen Personen geschaffen 
wurde.20 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins ge-
hört zu diesen Anforderungen auch, dass das Gesetz-
gebungsverfahren hinreichend die Möglichkeit gibt, 
alle Argumente sorgfältig zu bedenken. Das ist bei 
dem hier stattfindenden gesetzgeberischen Eilverfah-
ren durchaus in Frage zu stellen.  

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins ist 
ein fairer Ausgleich der widerstreitenden Interessen 
mit den Vorschlägen nicht zu erreichen. Der Deut-
sche Anwaltverein will seine Erfahrungen auf dem 
Gebiet des Flüchtlingsrechts und auch und gerade 
seine Bewertungen mit dieser Stellungnahme in das 
Gesetzgebungsverfahren einbringen, in der Hoff-
nung, damit ein sorgfältiges Bedenken aller vorge-
brachten Argumente zu fördern.  

Es erscheint aus Sicht des Deutschen Anwaltvereins 
schon zweifelhaft, ob mit der Begrenzung von 
Wohnsitzauflagen auf Personen mit Aufenthaltsti-
teln nach dem 5. Abschnitt des 2. Kapitels des Auf-
enthG eine Gruppe von Nicht-Staatsangehörigen de-
finiert ist, die unter den gleichen Umständen wie ein 
anerkannter Flüchtling Einschränkungen hinzuneh-
men hat.21 Zunächst ist nämlich festzuhalten, dass 
der die Freizügigkeit regelnde Art. 26 GFK eine 
Gleichbehandlung mit allen Ausländern verlangt.22 
Das folgt aus dem Urteil des EuGH vom 1.3.2016, in 
dem in Rn 56 der Vergleich auf Flüchtlinge, Dritt-
staatsangehörige, die sich aus anderen als humanitä-
ren, politischen oder völkerrechtlichen Gründen 
rechtmäßig im Hoheitsgebiet aufhalten, und die eige-
nen Staatsangehörigen bezogen wird.23 Diese Proble-
matik ist keineswegs neu: In seiner Stellungnahme 
zu Maßnahmen zur Beschränkung der Wohnsitzfrei-
heit von Flüchtlingen und subsidiär geschützten Per-
sonen vom Juli 2007 führt der UNHCR wörtlich aus: 

                                                 
18 EGMR Urt. v. 23.2.2016, Beschwerde Nr. 43494/09 - hudoc – Rn. 116ff zur „margin of appreciation“; BVerfG, Urt. v. 
17.3.2004 – 1 BvR 1266/00 – E 110, 177ff zu dem inzwischen aufgehobenen Wohnortzuweisungsgesetz für Spätaussiedler; 
vgl. auch BVerwG, Urt. v. 15.1.2008 – 1 C 17.07, Rn 23. 
19 EGMR, a.a.O., Rn. 118. 
20 EGMR, a.a.O. Rn. 120. 
21 Deutsches Institut für Menschenrechte, a.a.O., S. 5. 
22 Lehner/Lippold, a.a.O., S. 85 unter Berufung auf Rn 56: „Übererfüllung“ der GFK durch Art. 33 QRL; Pelzer/Pichl, ZAR 
2016, 96, 97 m.w.N.;UNHCR Stellungnahme Juli 2007, a.a.O.  
23 Lehner/Lippold, a.a.O., S. 85 unter Berufung auf Rn 56: „Übererfüllung“ der GFK durch Art. 33 QRL, die allerdings der 
Meinung sind, dass der EuGH die Rechtfertigungshürde vergleichsweise niedrig ansetze, S. 86; Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96, 
97 m.w.N. 
24 EGMR Urt. v. 23.2.2016, a.a.O., Rn. 116ff; BVerfG, Urt. v. 17.3.2004 – 1 BvR 1266/00 – E 110, 177ff; vgl. auch BVerwG, 
Urt. v. 15.1.2008 – 1 C 17.07, Rn 23; vgl. oben Ziff. 3. 

„Die Begrenzung der Maßnahme auf Aufenthaltstitel 
nach dem 5. Abschnitt des AufenthG ist dabei auch 
nicht dahingehend zu verstehen, dass damit eine 
Gruppe von Ausländern definiert wäre, die „unter 
gleichen Umständen“ wie ein Flüchtling Einschrän-
kungen hinzunehmen hätte. Der Begriff „unter den 
gleichen Umständen“ ist in Art. 6 GFK wie folgt defi-
niert:   

„Im Sinne dieses Abkommens ist der Ausdruck ‘un-
ter den gleichen Umständen’ dahingehend zu verste-
hen, dass die betreffende Person alle Bedingungen 
erfüllen muss (einschließlich derjenigen, die sich auf 
die Dauer und die Bedingungen des vorübergehen-
den oder des dauernden Aufenthalts beziehen), die 
sie erfüllen müsste, wenn sie nicht Flüchtling wäre, 
um das in Betracht kommenden Recht in Anspruch 
zu nehmen, mit Ausnahme der Bedingungen, die ih-
rer Natur nach ein Flüchtling nicht erfüllen kann.““ 

und fährt fort: 

„Diese Definition bezieht sich ihrem Wortlaut nach 
auf Sachverhalte, in denen der Flüchtling Ansprü-
che geltend macht. Obwohl der Wortlaut also eine 
Belastungssituation nicht erfasst, ist die Definition in 
einem solchen Fall dahingehend zu deuten, dass der 
Flüchtling die Belastungen hinzunehmen hat, wenn 
bei ihm alle Voraussetzungen vorliegen, unter wel-
chen auch die anderen Ausländer mit einem ver-
gleichbaren Aufenthaltstitel den Eingriff hinzuneh-
men haben. Hier umfasst die Gruppe der Ausländer 
mit gleichartigen Aufenthaltsbedingungen, insbeson-
dere hinsichtlich der Form und Dauer des Aufent-
halts (Aufenthaltserlaubnis als befristeter, Niederlas-
sungserlaubnis als unbefristeter Aufenthaltstitel), 
weitere Gruppen von Ausländern als die von der 
Maßnahme betroffene Gruppe der aufgrund humani-
tärer Gründe aufenthaltsberechtigten Personen: auch 
bei anderen Aufenthaltszwecken (zu Arbeitszwecken 
oder aus familiären Gründen) werden Aufenthaltser-
laubnisse und Niederlassungserlaubnisse erteilt.“  

um zu dem Schluss zu gelangen: 

„Hierin liegt ein Verstoß gegen das Gebot der Aus-
ländergleichbehandlung des Art. 26 GFK.“ 

Die in der Begründung des Gesetzentwurfes, S. 44, 
angeführten Argumente zur Begründung einer objek-
tiv unterschiedlichen Lage von Flüchtlingen und 
subsidiär Geschützten im Vergleich zu anderen 
Drittstaatsangehörigen sind auch bei Einräumung ei-
ner weiten Einschätzungsprärogative24 keineswegs 
überzeugend. Der Deutsche Anwaltverein möchte zu 
ihnen seine Auffassung zu bedenken geben:  

- Fluchterlebnisse und Verfolgungsschicksale: 
Gerade bei seelischen Verletzungen infolge 
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Flucht oder Vertreibung sollte jeder Zwang un-
terbleiben, an einem nicht selbst gewählten Ort 
zu leben. Ein derartiger Zwang vertiefte die 
durch Flucht und Verfolgung erlittenen Verlet-
zungen. Das gilt insbesondere auch für Sanktio-
nen bei Verstoß gegen die Wohnsitzregelungen. 

- Keine Planung oder Vorbereitung der Einreise 
und des Aufenthalts: Damit ist ein höherer In-
tegrationsbedarf nicht zwingend dargetan. 

- Seltener persönliche oder berufliche Kontakte 
zu Menschen, die bereits fest im Bundesgebiet 
integriert sind: Es ist richtig, dass derartige Kon-
takte die Integration fördern. Nach dem Gesetz-
entwurf wird darauf aber gerade keine Rück-
sicht genommen. 

- Sprache und Qualifikation: es ist nicht ersicht-
lich, dass Sprachkenntnisse und Qualifikation 
stets geringer sind. 

- Motivation: Bei Menschen, die endlich in Si-
cherheit sind, ist die Motivation, sich ein neues 
Leben aufzubauen, eher größer als bei anderen 
Drittstaatsangehörigen. 

- Teilhabe am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
und die Möglichkeit, sich selbst wirtschaftlich 
zu versorgen: Auch sozialhilfebedürftige andere 
Drittstaatsangehörige bedürfen der Förderung 
zur Ausbildung und zur Arbeit.  

- Drittstaatsangehörige haben einen signifikanten 
Integrationsvorsprung: Auch diese Annahme ist 
nicht zwingend.  

- Drittstaatsangehörige ohne Sicherung ihres Le-
bensunterhalts müssen die Bundesrepublik in 
der Regel wieder verlassen: Zahlreiche Dritt-
staatsangehörige, deren Lebensunterhalt nicht 
gesichert ist, müssen das Land gerade nicht ver-
lassen. Dieser Umstand sagt nichts über den In-
tegrationsbedarf. 

- Integrationsfördernde Maßnahmen sind bei vie-
len Drittstaatsangehörigen nicht zwingend gebo-
ten: Die Bundesregierung berühmt sich zu 
Recht zahlreicher integrationsfördernder Maß-
nahmen, die auch anderen Drittstaatsangehöri-
gen angeboten werden. Der Deutsche Anwalt-
verein begrüßt das ausdrücklich. 

- Ausnahmen lediglich grundrechtlich geboten o-
der nach ununterbrochenem Aufenthalt von er-
heblicher Dauer: Das ist so nicht richtig, Indiz 
dafür sind die Regelungen über die Verpflich-
tung zur Absolvierung eines Integrationskurses 
gemäß § 44a AufenthG. 

Insbesondere sagt der Besitz eines Titels aus dem 
5. Abschnitt des 2. Kapitels des AufenthG nichts 
über den tatsächlichen Integrationsbedarf aus. Viel-

                                                 
25 Pelzer, NVwZ 2016, 448 f, Anm. zu EuGH, a.a.O. 
26 Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96, 98f. 
27 A.a.O., Rn. 63. 
28 So aber Lehner/Lippold, a.a.O., S. 86. 
29 BVerfG, Urt. v. 17.3.2004 – 1 BvR 1266/00 – E 110, 177 ff, Rn 18ff. 
30 BAMF, Forschungsbericht, Zuwanderung und Integration von (Spät-)Aussiedlern, Ermittlung und Bewertung der Aus-
wirkungen des Wohnungszuweisungsgesetzes, 2007, -www.bamf.de. - S. 61ff, 71. 
31 Vgl. Ruge, a.a.O., S. 93. 
32 BVerwG, Urt. v. 15.1.2008 – 1 C 17.07; EuGH, Urt. v. 1.3.2016, a.a.O., Rn 55. 

mehr sind die Integrationsbedürfnisse je nach Vor-
bildung und Begabung individuell verschieden.25 
Und zu Recht wird darauf hingewiesen, dass auch 
andere Personengruppen, etwa gem. 4. und 6. Ab-
schnitt des 2. Kapitels des AufenthG, Integrationsbe-
darf bei Aufenthalt zu Erwerbszwecken oder aus fa-
miliären Gründen haben, ohne dass eine Wohn-
sitzauflage in Betracht gezogen wird.26 Dementspre-
chend formuliert der EuGH zurückhaltend lediglich 
ein obiter dictum, unter welchen Voraussetzungen 
man möglicherweise einen objektiv höheren Integra-
tionsbedarf annehmen könne.27 Eine im Ergebnis 
niedrige Rechtfertigungshürde zur Annahme eines 
objektiv höheren Integrationsbedarfs28 ist nach Auf-
fassung des Deutschen Anwaltvereins nicht erkenn-
bar. 

Selbst wenn man davon ausgehen sollte, dass ein So-
zialhilfe beziehender Flüchtling oder subsidiär Ge-
schützter einen höheren Integrationsbedarf haben 
könnte als ein Sozialhilfe beziehender Drittstaatsan-
gehöriger mit einem Aufenthaltstitel, der seine 
Grundlage nicht im 5. Abschnitt 2. Kapitels des Auf-
enthaltsgesetzes hat, bleibt immer noch zu prüfen, 
ob die Wohnsitzauflage eine Integration tatsächlich 
erleichtert. Diese Frage wurde schon im Zusammen-
hang mit dem inzwischen außer Kraft getretenen 
Wohnortzuweisungsgesetz vor dem Bundesverfas-
sungsgericht strittig diskutiert.29  Auch die Bewer-
tung des Gesetzes durch Experten in einem For-
schungsbericht des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge aus dem Jahre 2007 ist zwiespältig.30 

Zu den im Gesetzentwurf, S. 45, aufgeführten Grün-
den für die Wirksamkeit der Wohnsitzregelung 
möchte der Deutsche Anwaltverein zu bedenken ge-
ben: 

Der Königsteiner Schlüssel zur Verteilung nach 
Wirtschaftskraft bildet die für eine Integration wich-
tigen Kriterien – Zugang zum Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt und vorhandene (Bildungs-)Infrastruktur 
in dem für den Bund leistbaren Umfang – ab. Der 
Königsteiner Schlüssel dient bei Verteilung von 
Asylsuchenden und Asylbewerbern nicht deren In-
tegration, sondern der Verteilung der Lasten. Der Ge-
setzentwurf räumt selbst ein, dass entscheidendes 
Kriterium zunächst die Wirtschaftskraft31 der auf-
nehmenden Einheit ist. Es wird deutlich, dass es in 
erster Linie um die bei subsidiär Geschützten und 
bei Flüchtlingen unzulässige32 Verteilung der durch 
die Aufnahme entstehenden finanziellen Lasten 
geht. 

- Vermeidung integrationshemmender räumli-
cher Ballungen: Dieses Argument wird durch 
die sogleich angeführte schwerpunktmäßige Zu-
weisung konterkariert.  

- Schwerpunktmäßige Zuweisung unterschiedli-
cher Gruppen von Staatsangehörigen, Aufbau 

http://www.bamf.de./SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb03-wohnortzuweisungsgesetz.pdf?_blob=publicationFile
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von Erfahrungswissen bei der Integration ver-
schiedener Volksgruppen: Wenn damit gemeint 
ist, dass Gruppen gleicher Herkunft jeweils in 
bestimmte Einheiten verteilt werden, wird ge-
rade das Gegenteil der angestrebten Vermei-
dung von Ballungen erreicht. 

- Verteilung innerhalb der Länder bei unter-
schiedlicher Infrastruktur und unterschiedli-
chen Möglichkeiten des Ausbildungs- und Ar-
beitsmarktzugangs: Dies gilt nur dann, wenn 
tatsächlich ein Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. 

- Versorgung mit Wohnraum für jede Form von 
Integration vordringlich: Dies ist unrichtig, er-
heblicher Leerstand von Wohnraum ist ein star-
ker Hinweis darauf, dass es an Ausbildungs- 
und Arbeitsplätzen fehlt. 

- Potenziale ländlicher Regionen: Diese sollten 
ausgeschöpft werden, das kann erfolgreich aber 
nur ohne Zwang geschehen. 

- Gesellschaftlicher Zusammenhalt: Dies ist 
Grundvoraussetzung für Integration, wird sich 
aber nicht mit Zwang erreichen lassen. 

Auf dem Hintergrund nicht nur der Erfahrungen des 
Deutschen Anwaltvereins mit Asylberechtigten, an-
erkannten Flüchtlingen und subsidiär Geschützten 
ist – auch bei Annahme einer generellen Einschät-
zungsprärogative der Verwaltung33 und des Gesetz-
gebers34 – nach Auffassung des Deutschen Anwalt-
vereins nicht ersichtlich, wie eine Wohnsitzauflage 
im Einzelfall oder generell einen Beitrag zur Lösung 
der behaupteten integrations- und migrationspoliti-
schen Probleme über die finanziellen Aspekte hin-
aus leisten könnte. Insbesondere ist dem Deutschen 
Anwaltverein ein nachweislicher Integrationsnut-
zen35 nicht erkennbar. 

Auch die in der Literatur, beispielsweise von Ruge,36 
angeführten Argumente – Verteilung der erwerbstäti-
gen Personen aus den acht maßgeblichen Herkunfts-
ländern auf lediglich 33 von 402 Landkreisen, Be-
wältigung der Probleme der Unterbringung und 
Wohnung, der Integration ins Arbeitsleben, in gesell-
schaftliche Strukturen, Einbindung der einheimi-
schen Bevölkerung, gerechte Verteilung der Integra-
tionslasten37 – sind nach Einschätzung des Deut-

                                                 
33 BVerwG, Urt. v. 15.1.2008 – 1 C 17.07, Rn 23. 
34 BVerfG, Urt. v. 17.3.2004 – 1 BvR 1266/00 – E 110, 177ff zu dem inzwischen aufgehobenen Wohnortzuweisungsgesetz 
für Spätaussiedler; EGMR Urt. v. 23.2.2016, a.a.O.; vgl. Ziff. 3. 
35 So aber Lehner/Lippold, a.a.O., S. 88. 
36 a.a.O. 
37 Ruge, a.a.O. 
38 Ruge, a.a.O. 
39 Ruge, a.a.O., S. 93.  
40 Einen erfolgversprechenden Ansatz bietet etwa das Projekt der Stadt Hettstett in Sachsen-Anhalt, http://www.ankom-
men-willkommen.de/wp-content/uploads/2015/04/Handbuch.pdf, S. 18ff. 
41 Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96, 98. 
42 Institut für Menschenrechte, a.a.O., S. 9; UNHCR, a.a.O. S. 8 zu ZP4/EMRK. 
43 a.a.O. 
44 Deren Status nicht durch Art. 33 QRL definiert ist, vgl. Lehner/Lippold, a.a.O., S. 87, der darauf hinweist dass Internatio-
nal Schutzberechtigte insofern stärker als Deutsche durch Art. 11 GG geschützt sein könnten. 
45 BAMF, Forschungsbericht, a.a.O., S. 86ff; wobei zu beachten ist, dass nach derselben Studie bei ca. 75% der Wohnort-
wunsch erfüllt wurde, S. 84. 
46 Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96, 98. 

schen Anwaltvereins allesamt nicht stichhaltig, letz-
teres – die „gerechte Verteilung“ der Integrationslas-
ten – als Beweggrund sogar ausdrücklich unzulässig. 
Die von Ruge38 geforderte „Strukturförderung für 
wirtschaftsschwache Gebiete“39 ist sicher wün-
schenswert. Sie kann jedoch nicht zu Lasten der 
Flüchtlinge erreicht werden, sondern in geduldiger 
kooperativer Bemühung.40  

Es ist sorgfältig darauf zu achten, dass nicht allge-
mein sozialpolitische Probleme in das Ausländer-
recht und Flüchtlingsrecht transformiert werden, die 
nicht miteinander vermischt werden dürfen.41 

Wohnsitzauflagen würden eine Integration behin-
dern.42 Wesentlichster Aspekt ist dabei die Möglich-
keit, Wohnung und Arbeit zu finden. Wirksame Ar-
beitssuche setzt jedenfalls für die Mehrzahl der be-
troffenen Menschen voraus, dass sie ihren Wohnsitz 
frei wählen können; die von Ruge43 beklagte Kon-
zentration der erwerbstätigen Personen auf 32 Land-
kreise deutet gerade darauf hin, dass die Menschen 
nach der Arbeit gehen und nicht die Arbeit nach den 
Menschen. Humanitäre Gründe sprechen gegen 
Wohnsitzauflagen, wie sich bei der Praxis der Wohn-
sitzauflagen für aufgenommene jüdische Glaubens-
zugehörige gezeigt hat. Das spiegelt sich in der Fest-
stellung, dass – nur – 75 % der Spätaussiedler44 mit 
dem ihnen zugewiesenen Wohnort zufrieden wa-
ren.45 Dort kam es z.B. zu Problemen, wenn hilfsbe-
dürftige Eltern zu ihren erwachsenen Kindern zie-
hen wollten. Auch können in der Nähe lebende 
Freunde und Bekannte durchaus integrationsför-
dernd sein. Eine erzwungene Anwesenheit wird 
nicht zu einer gedeihlichen Einfügung in die Bevöl-
kerung und auch nicht zu einer gedeihlichen Einbin-
dung der Bevölkerung führen können.46 

Jedenfalls stellen sich nach Auffassung des Deut-
schen Anwaltvereins Wohnsitzauflagen im Hinblick 
auf obige Ausführungen als schwere unverhältnis-
mäßige Eingriffe in das Recht auf Freizügigkeit gem. 

http://www.ankommen-willkommen.de/wp-content/uploads/2015/04/Handbuch.pdf
http://www.ankommen-willkommen.de/wp-content/uploads/2015/04/Handbuch.pdf
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Art. 2 Abs. 1 ZP4/EMRK dar.47 Hierzu sei noch ein-
mal die Stellungnahme des UNHCR aus dem Jahre 
200748 zitiert: 

„Aber auch bei Beschränkung der Wohnsitzauflage 
auf das Bundesland hat der Eingriff erhebliche Aus-
wirkungen, insbesondere im Hinblick auf den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt sowie unter familiären und 
sozialen Aspekten. Nach den Erfahrungen von Bera-
tungsstellen und Rechtsanwälten bleibt die Stellen-
suche der betroffenen Ausländer häufig erfolglos, 
weil potentielle Arbeitgeber die Eintragung der 
Wohnsitzauflage im Pass oder Reiseausweis recht-
lich nicht einordnen können. Auch bei innerhalb der 
weiteren Familie auftretender Krankheit ist ein 
Wohnsitzwechsel oft nicht möglich, solange nicht 
das Kriterium der Pflegebedürftigkeit vorliegt. Den 
Betroffenen ist es schließlich auch nicht möglich, in 
die Nähe von Freunden oder auch nur von Landsleu-
ten mit einem ähnlichen Erfahrungshintergrund zu 
ziehen, wenn diese nicht innerhalb des Einzugsbe-
reichs der Wohnsitzauflage wohnen. Dies ist beson-
ders bedenklich, da es sich bei Flüchtlingen häufig 
um Personen handelt, die traumatisierende Erleb-
nisse zu verarbeiten haben. 

Die Praxis der wohnsitzbeschränkenden Maßnah-
men stellt sich mitunter zudem als ernstes Integrati-
onshindernis dar, insbesondere wenn die Betroffe-
nen bei Wohnsitzbeschränkung auf eine Landge-
meinde kaum Möglichkeiten haben, außerhalb der 
Gemeinschaftsunterkunft eine Wohnung zu finden. 
In solchen Gemeinden ist es mitunter auch schwierig 
oder sogar unmöglich, am Ort des Wohnsitzes eine 
Arbeit zu finden. 

Die hier zur Diskussion stehende Maßnahme stellt 
daher einen sehr weitgehenden Eingriff dar, der aus-
ländischen Staatsangehörigen die Aufrechterhaltung 
familiärer und freundschaftlicher Bindungen oder 
anderer, für die Arbeits- und Wohnungssuche wich-
tiger, sozialer Kontakte und eine selbstständige Le-
bensführung für einen nicht von vornherein be-
schränkten Zeitraum erschwert oder sogar unmög-
lich macht.“ 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins än-
dert die vorgesehene Befristung auf drei Jahre nichts 
an der Schwere des Eingriffs. 

Ähnliches gilt auch für Art. 12 IPbpR.49 Die Voraus-
setzungen für die Einschränkung der Freizügigkeit 
nach Art. 12 Abs. 3 IPbpR liegen nicht vor, denn da-
für muss eine erhebliche Gefährdung der nationalen 
Sicherheit oder öffentlichen Ordnung vorliegen.50 

Insbesondere kann dem auch nicht entgegengehalten 
werden, dass sich der rechtmäßige Aufenthalt von 
vornherein nur auf einen räumlich beschränkten 
Aufenthalt beziehen kann.51 Dies wäre ein Zirkel-
schluss.  

                                                 
47 Deutsches Institut für Menschenrechte, a.a.O., S. 9; Pelzer/Pichl, ZAR 2016, 96, 98; UNHCR Stellungnahme Juli 2007, 
a.a.O., S. 4 ff. 
48 a.a.O. S. 8 zu ZP4/EMRK. 
49 UNHCR Stellungnahme Juli 2007, a.a.O., S. 9. 
50 z.B. bei Terrorismusverdacht, vgl. Human Rights Comittee, Comm. 445/1991, "Celepi ./. Sweden", UN-Doc 
CCPR/C/51/D/456/1991 (1994) 
51 So aber unter Bezugnahme auf BVerwG, B. v. 19.8.2014 – 1 C 7.14, Lehner/Lippolda.a.O., S. 88. 
52 BVerwG, Urt. v. 15.1.2008 – 1 C 17.07; EuGH, Urt. v. 1.3.2016, a.a.O. Rn 55. 

III. Zu den Vorschriften im Einzelnen: 

1. § 12a Abs.1 AufenthG-E: 

In Satz 1 der Regelung wird die Zuweisung nach 
dem sog. Königsteiner Schlüssel aus dem Asylver-
fahren über die schutzgewährende Entscheidung 
hinaus kraft Gesetzes um drei Jahre verlängert. Es 
wurde schon angemerkt, dass diese Verteilung nach 
Wirtschaftskraft gerade nicht die Integration der ein-
zelnen Asylbewerber im Blick hat, sondern dass es 
entgegen dem Wortlaut des Gesetzes ganz vorrangig 
um eine gerade unzulässige52 Lastenverteilung geht. 
Zuzug zu Ballungsräumen wird damit nicht verhin-
dert. 

Die Ausnahmen in Satz 2 lassen die gesetzliche 
Pflicht erst gar nicht entstehen. Sie sind aber durch 
unbestimmte Rechtsbegriffe bezeichnet. Es wird zu 
Abgrenzungsproblemen im Hinblick auf die eben-
falls mit einer Vielzahl von unbestimmten Rechtsbe-
griffen versehenen Regelungen in Abs. 5 kommen, 
nach denen eine bestehende Wohnsitzpflicht aufzu-
heben ist. Was jedoch nicht besteht, kann nicht auf-
gehoben werden. Insbesondere ist die Abgrenzung 
der Merkmale „aufnimmt oder aufgenommen hat“ in 
Abs. 1 einerseits und der Merkmale „zur Verfügung 
steht“ in Abs. 5 andererseits unklar. Das Merkmal 
„eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung“ 
des Abs. 1 ist in Abs. 5 ausdrücklich unter Bezug-
nahme auf Abs. 1 wiederholt und steht in Abs. 5 ne-
ben dem Merkmal „ein den Lebensunterhalt sichern-
des Einkommen“. 

Diese Ungereimtheiten werden zu einer integrations-
hemmenden Rechtsunsicherheit gerade im Hinblick 
auf die angeführten gewünschten Integrationserfolge 
führen. Wollte man vom Fortbestehen der Verpflich-
tung gem. Abs. 1 S. 1 ausgehen, würden dadurch die 
in Abs. 5 identifizierten Integrationsziele schwerer 
erreichbar. Denn gerade die Ausbildungs- und Ar-
beitssuche erfordern Anwesenheit zur Anbahnung 
erfolgversprechender Kontakte. Zudem müsste nach 
der vorgetragenen Begründung auch der Fall erfasst 
werden, dass es an einen bestimmten Ort entfernte 
Verwandte oder Freunde gibt, die bei der Integration 
helfen können; auch erwachsene Kinder müssen be-
rücksichtigt werden. Abs. 9 hilft hier nicht weiter, 
weil damit lediglich eine Ermächtigungsgrundlage 
für die Länder geschaffen wird, die nicht die Aus-
nahmen des Satzes 2 betreffen. Der Bundesgesetzge-
ber muss aber die wesentlichen Entscheidungen 
selbst treffen. 

2. § 12a Abs. 2 AufenthG-E: 

Die Zuweisung von angemessenem Wohnraum 
macht nur dann Sinn, wenn die Betroffenen selbst 
nicht in der Lage sind, Wohnraum zu finden. Inso-
fern müsste die Vorschrift umgedreht werden: Es 
müsste die Pflicht der Behörde zu einer Zuweisung 
bestehen, wenn der Betroffene dies wünscht. Es 
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muss klargestellt werden, dass eine Kettenzuwei-
sung von einer Unterkunft in eine andere ausge-
schlossen ist. Völlig undeutlich ist die Formulierung 
„wenn dies der Förderung seiner nachhaltigen In-
tegration in die Lebensverhältnisse der Bundesre-
publik Deutschland nicht entgegensteht“. 

Der Deutsche Anwaltverein ist sich allerdings mit 
dem Gesetzentwurf insoweit einig, als in der Begrün-
dung zu dieser Vorschrift festgestellt wird, dass die 
Verhältnisse in Aufnahmeeinrichtungen oder ande-
ren vorübergehenden Unterkünften per se integrati-
onshemmend sind. Aus dieser Erkenntnis sollten 
deshalb mindestens für die Unterbringung von Asyl-
bewerbern mit Bleibeperspektive auch schon Konse-
quenzen gezogen werden. 

3. § 12a Abs. 3 AufenthG-E: 

Nach der Gesetzesbegründung soll die Behörde eine 
„Prognoseentscheidung“ hinsichtlich der Versor-
gung mit angemessenem Wohnraum, des Spracher-
werbs und des Ausbildungs- und Arbeitsmarkts tref-
fen. Damit bleibt eine Unsicherheitsmarge, die letzt-
lich der Betroffene zu tragen hat. Es ist unklar, wann 
man von einer Erleichterung der Integration spre-
chen kann. Hier ist der Prüfungs- und Begründungs-
aufwand für die Behörde sehr hoch. Unklar ist auch, 
ob Abs. 3 mehrfach angewandt werden kann. 

4. § 12a Abs. 4 AufenthG-E: 

Die Voraussetzungen für die Verhängung einer Zu-
zugssperre nach dieser Vorschrift sind zu unbe-
stimmt. Die gesperrten Gebiete sind nicht hinrei-
chend beschrieben.53 Der unbestimmte Rechtsbegriff 
„Vermeidung von sozialer und gesellschaftlicher 
Ausgrenzung“ bedarf einer inhaltlichen Konkretisie-
rung. Mit dem als einzigem konkret benannten 
Merkmal „Deutsch als wesentliche Verkehrssprache“ 
wird den Betroffenen im Endeffekt verboten, eine 
andere Sprache als Deutsch als wesentliche Ver-
kehrssprache zu benutzen. So wünschenswert und 
dringlich der Erwerb der deutschen Sprache auch 
ist, erscheint diese Regelung dem Deutschen An-
waltverein als deutlich zu weitgehend. 

Wie die Situation des dortigen Arbeitsmarkts zu be-
rücksichtigen ist, ist unklar. 

Nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins 
muss aber die wesentlichen Entscheidungen der Ge-
setzgeber treffen. Daran fehlt es hier. Ein Verweis auf 
zu erlassende Landesvorschriften reicht hierfür nicht 
aus.54 Ein derartiger Verweis ist übrigens nicht in 
Abs. 9 Nr. 2 geregelt; dort ist nur die Rede von „Ver-
fahren für Zuweisungen und Verpflichtungen nach 
den Absätzen 2 bis 4.“ Mindestens wäre jedoch ein 
Monitoring-Mechanismus erforderlich.55 

Auch stellt sich unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung die Frage, weshalb gerade Aus-
länder mit einem Aufenthaltstitel aus völkerrechtli-
chen, humanitären oder politischen Gründen betrof-
fen sein sollen. Denn die Ursachen für den Charakter 
der gesperrten Region liegen nicht in ihrem Verant-

                                                 
53 Anders als in dem der Entscheidung des EGMR vom 23.2.2016, a.a.O., zu Grunde liegenden Sachverhalt; vgl. Deutsches 
Institut für Menschenrechte, a.a.O., S. 7 f. 
54 So aber Lehner/Lippold, a.a.O. S. 87. 
55 Lehner/Lippold, a.a.O., S. 87. 
56 Deutsches Institut für Menschenrechte, a.a.O., S. 8. 

wortungsbereich, sondern u.a. in der begrenzten Ver-
fügbarkeit bezahlbaren Wohnraums in anderen 
Stadtteilen56 oder möglicherweise in der aus Sicht 
des Gesetzgebers mangelnden Integration anderer 
dort lebender Personen. 

5. § 12a Abs. 5 AufenthG-E 

Die Ausnahmeregelungen dieser Vorschrift setzen 
denknotwendig voraus, dass überhaupt eine Wohn-
sitzverpflichtung besteht. Dazu wurde schon ausge-
führt, dass die Regelungen des § 12a Abs. 1 Satz 2 
AufenthG-E einerseits und die Regelungen des 
Abs. 5 in einem ungereimten Verhältnis stehen und 
deshalb zu integrationshemmender Rechtsunsicher-
heit führen.  

Unabhängig von der grundsätzlichen Auffassung, 
dass Wohnsitzauflagen per se verfehlt sind, weist 
der Deutsche Anwaltverein darauf hin, dass in S. 1 
Ziff. 1 Buchst. a bestimmt werden müsste, unter wel-
chen Umständen angemessener Wohnraum „zur Ver-
fügung steht.“ Würde etwa vorausgesetzt, dass ein 
Mietvertrag abgeschlossen ist, so bleibt die Aus-
nahme ohne jede praktische Relevanz, weil ein Miet-
vertrag nicht geschlossen werden kann, wenn nicht 
klar ist, dass der Mieter auch tatsächlich einziehen 
kann. Ferner muss definiert werden, ob das den Le-
bensunterhalt sichernde Einkommen sich auf die ge-
samte Familie oder nur auf ihn, den Ehegatten usw. 
bezieht. 

In Ziff. 1 Buchst. b müsste der Kreis der Bezugsper-
sonen erweitert werden. Jedenfalls sollten auch er-
wachsene Kinder, entfernte Verwandte und unter-
stützungsbereite Freunde einbezogen werden. 

Die Härtefallregelung des Satzes 1 Nr. 2 zieht gem. 
Satz 2 keine Aufhebung der Wohnsitzpflicht nach 
sich, sondern nur eine Verlagerung. Zwar wird in 
der Begründung auf den Zweck der Regelung hinge-
wiesen, die Interessen schutzbedürftiger Gruppen zu 
berücksichtigen. Diese sollten dann aber nicht nur in 
der Begründung, sondern im Gesetz selbst – nicht 
abschließend – genannt werden. Der ergänzende 
Verweis auf die Verwaltungsvorschrift zum Auf-
enthG Nr. 12.2.5.4 – ergänzend kommt hier nur 
Nr. 12.2.5.4.2 zweiter Spiegelstrich in Betracht – ist 
zu eng, weil er nur die dauerhafte und nachhaltige 
Verbesserung der Pflege von Betroffenen, die wegen 
ihres Alters oder wegen ihrer Krankheit oder Behin-
derung pflegebedürftig sind, erfasst. Die integrations-
fördernde Pflege verwandtschaftlicher oder freund-
schaftlicher Beziehungen ist nicht erwähnt. 

Insgesamt stellt die Ausnahmeregelung eine hohe 
Hürde für die Betroffenen dar. Das Verfahren ist auf-
wendig und wird aller Voraussicht nach langwierig 
sein. Es ist mit einem hohen Begründungsaufwand 
für die beteiligten Behörden verbunden. 

6. § 12a Abs. 6 AufenthG-E: 

Diese Vorschrift zur Regelung des Wohnsitzes nach-
ziehender Familienangehöriger macht keinen Sinn, 
weil sie unter dem Vorbehalt steht, dass die zustän-
dige Behörde nichts Anderes angeordnet hat. Unklar 
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ist, was die zuständige Behörde angeordnet haben 
könnte. Die Gesetzbegründung gibt hierauf keinen 
Hinweis. 

7. § 12a Abs. 7 AufenthG-E: 

Diese Vorschrift lässt auch für die Personen, die 
nach dem 1.1.2016 eine Anerkennung als Asylbe-
rechtigte, Flüchtlinge oder subsidiär Geschütze oder 
eine Aufenthaltserlaubnis erhalten haben und da-
nach, aber vor Inkrafttreten des Gesetzes, in ein an-
deres Land umgezogen sind, gleichwohl kraft Abs. 1 
Satz 1 die Verpflichtung entstehen, im Land der Zu-
weisung zur Durchführung des Asylverfahrens oder 
der Zuweisung im Rahmen des Aufnahmeverfahrens 
Wohnsitz zu nehmen. Abhilfe könnte hier nur ver-
waltungsaufwändig über Abs. 5 geschaffen werden, 
in den Fällen Ziff. 2 mit der Folge einer Wohnsitz-
verpflichtung am Ort des erfolgten Zuzugs anzuwen-
den. Dabei stellt sich auch die Frage, welche Be-
hörde örtlich zuständig ist. 

Die Einwände des Deutschen Anwaltvereins gegen 
die geplanten Wohnsitzregelungen gelten erst recht 
bei der hier vorgeschlagenen „unechten“57 Rückwir-
kung. Nach Auffassung des Deutschen Anwaltver-
eins durften die Betroffenen darauf vertrauen, dass 
ihre vor Inkrafttreten des Gesetzes getroffenen Dispo-
sitionen respektiert werden. Die Regelungen sollten 
– wenn sie denn eingeführt werden – erst ab Inkraft-
treten des Gesetzes greifen. 

8. § 12a Abs. 8 AufenthG-E: 

Die Vorschrift wirft Fragen nach der Effektivität des 
Rechtsschutzes auf. Es muss wirksam sichergestellt 
werden, dass nicht vollendete Tatsachen geschaffen 
werden. 

9. § 12a Abs. 9 AufenthG-E: 

Der Deutsche Anwaltverein ist der Auffassung, dass 
die Vorschrift das Erfordernis verletzt, dass der Bun-
desgesetzgeber selbst die wesentlichen Entscheidun-
gen zu treffen hat.  

10. § 98 Abs. 3 Nr. 2a und 2b AufenthG-E: 

Die Verhängung eines Bußgeldes ist keineswegs in-
tegrationsfördernd, sondern macht den Zwangscha-
rakter der Wohnsitzregelung deutlich. 

11. §§ 36 Abs. 2 SGB II-E und 23 Abs. 5 SGB XII-E 

Die Zuständigkeitsregelung in § 36 Abs. 2 SGB II-E 
und die Beschränkung der Leistung gem. SGB XII 
auf regelmäßig eine Reisebeihilfe in § 23 Abs. V 
SGB XII-E beseitigen nicht die Einwände des  
UNHCR gegen die Verhältnismäßigkeit von Wohn-
sitzauflagen. In seiner Stellungnahme vom Juli 2007 
hat der UNHCR zwar auch im Hinblick auf die da-
mals geltenden Zuständigkeitsregelungen die Geeig-
netheit von Wohnsitzauflagen verneint, gleichzeitig 
aber auch mit dem Bundesverwaltungsgericht58 auf 
die Möglichkeiten eines interkorporativen Erstat-
tungsanspruchs zur Bewirkung eines innerstaatli-
chen Lastenausgleichs hingewiesen59 und weitere 

                                                 
57 BVerfG B. v. 3.12.1997 – 2 BvR 882/97 – www.bverfg.de – mit Verweisen auf E 72, 200.  
58 Urt. v. 18.5.2000 – 5 C 29.98 - http://www.asyl.net, zu § 120 Abs. 5 S. 2 BSHG unter Verweis auf den seinerzeit gültigen 
§ 107 BSHG. 
59 a.a.O., S. 6f zu Art. 2 Abs. 1 ZP4/EMRK. 
60 a.a.O., S. 8. 

Bedenken wegen der integrationshindernden Wir-
kungen60 gegen die Verhältnismäßigkeit von Wohn-
sitzauflagen vorgebracht. 

C. Änderungen zu den §§ 18a, 60a AufenthG 

I. Neuregelung der Ausbildungsduldung in §§ 60a 
Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG-E 

Dem Ziel, Rechtssicherheit für den Aufenthalt wäh-
rend einer Ausbildung zu schaffen, wie es der Koali-
tionsausschuss im Eckpunktepapier vom 13. April 
2016 postuliert hat, ist der nunmehr vorliegende Ge-
setzesentwurf nur in Teilen nachgekommen.  

In der Gesetzesbegründung, S. 49, heißt es hierzu: 

„Die Neufassung von § 60a Absatz 2 Satz 4 ff. Auf-
enthG dient dazu, Geduldeten und ausbildenden Be-
trieben für die Zeit der Ausbildung und für einen be-
grenzten Zeitraum danach mehr Rechtssicherheit zu 
verschaffen und das diesbezügliche aufenthalts-
rechtliche Verfahren zu vereinfachen.“ 

Dieses Ziel ist nicht erreicht worden, auch wenn die 
neue Fassung der Vorschrift weitgehende Verbesse-
rungen gegenüber dem § 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG 
in der jetzigen gültigen Fassung enthält.  

Die unzureichende Erreichung dieses Ziels wird ins-
besondere aus dem Umstand deutlich, dass sich der 
Gesetzgeber weder aktuell noch in früheren Gesetz-
gebungsverfahren dazu entschließen konnte, eine 
Rechtsgrundlage für die Aufenthaltsgewährung bei 
Berufsausbildung zu schaffen. Bekanntlich war be-
reits im vergangenen Jahr aufgrund einer Bundes-
ratsinitiative die Einfügung eines humanitären Auf-
enthaltstitels für die Dauer der Berufsausbildung in 
das AufenthG (in § 25c AufenthG) gefordert worden. 
Hierauf ist der Deutsche Anwaltverein bereits in sei-
ner Stellungnahme Nr. 53/2015, Seiten 12 ff, einge-
gangen. An der rechtspolitischen Notwendigkeit der 
Einfügung eines solchen Aufenthaltstitels hat sich 
bis zum heutigen Tage nichts geändert.  

Im Einzelnen soll auf Folgendes hingewiesen wer-
den: 

1. Anspruch statt Ermessen 

Erfreulich ist die Tatsache, dass der Gesetzgeber den 
Tatbestand in § 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG-E nunmehr 
als Anspruch ausgestaltet hat. Wenn Versagungs-
gründe nach   

§ 60a Abs. 6 AufenthG nicht vorliegen, ist eine Aus-
bildungsduldung zu erteilen, „…wenn der Auslän-
der eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder 
aufgenommen hat...“. Um Missverständnisse bei der 
Anwendung der Vorschrift auszuschließen, hätte der 
Gesetzgeber an dieser Stelle noch die Klarstellung 
einfügen sollen, dass auch die Zusage für die Auf-
nahme einer qualifizierten Berufsausbildung aus-
reicht (vgl. hierzu die Regelung im vorgeschlagenen 
§ 25c Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AufenthG). 

http://www.bverfg.de/
http://www.asyl.net/index.php?id=114&tx_ttnews%5btt_news%5d=15506&tx_ttnews%5bbackPid%5d=10&cHash=d97753afd6632d48819335b60ad999d8
https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-53-15-entwurf-eines-asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes
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Positiv wird sich für die Anwendungspraxis darüber 
hinaus auch die Aufhebung der noch gültigen Al-
tersgrenze von 21 Jahren auswirken. Insbesondere 
aufgrund der Tatsache, dass in aller Regel noch 
schulische Leistungen bzw. Qualifikationen von den 
jungen Flüchtlingen nachgeholt werden müssen, ist 
der Beginn einer Berufsausbildung oft erst nach 
Vollendung des 21. Lebensjahres möglich.  

Aus dem Anspruch auf Erteilung einer 
Ausbildungsduldung folgt nunmehr auch, dass eine 
nach negativem Abschluss eines Asylverfahrens 
oder aber auch im Rahmen eines Dublin-Verfahrens 
angeordnete Abschiebung bzw. Überstellung nicht 
mehr vollstreckt werden darf. Damit hat der 
Gesetzgeber – wenn auch an versteckter Stelle – 
eindeutig den Vorrang der Arbeitsmigration normiert 
und damit auch den Wechsel zum Aufenthaltszweck 
Erwerbstätigkeit ausdrücklich gestattet.  

2. Ausschluss bei Vorliegen von Versagungsgründen 
nach § 60a Abs. 6 AufenthG 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Konsequenzen ist zu 
erwarten, dass die Ausländerbehörden die Prüfung 
der Versagungsgründe nach § 60a Abs. 6 AufenthG 
nunmehr besonders sorgfältig durchführen werden. 
Auf diesen Umstand hat der Deutsche Anwaltverein 
bereits eingehend in seiner Stellungnahme vom 
9. Oktober 2015 (Nr. 53/2015, Seite 11 ff) hingewie-
sen.  

Die in dieser Stellungnahme erhobene Forderung, 
das in § 60a Abs. 6 AufenthG geregelte Arbeitsverbot 
nicht bei Aufnahme einer Berufsausbildung im 
Sinne von § 7 Abs. 2 SGB IV zur Anwendung kom-
men zu lassen, wird daher ausdrücklich wiederholt.  

Zu begrüßen ist, dass der Gesetzgeber mit der Klar-
stellung des Ausschlusstatbestands im Hinblick auf 
das Vorliegen von Versagungsgründen nach § 60a 
Abs. 6 AufenthG den handwerklichen Fehler in den 
Gesetzgebungsverfahren des vergangenen Jahres kor-
rigiert hat. In der aktuellen Fassung des § 60a Abs. 2 
S. 4 AufenthG heißt es, dass alle Staatsangehörigen 
aus sicheren Herkunftsstaaten von dieser Regelung 
ausgenommen sind. Dieser weitreichende Aus-
schluss stand jedoch im Widerspruch zu dem weni-
ger weit gehenden Versagungsgrund in § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 3 AufenthG, was der Gesetzgeber nunmehr 
gesehen und dann auch entsprechend korrigiert hat.  

3. Praktische Probleme bei grenzüberschreitender 
Berufsausbildung 

Die Unzulänglichkeiten der Ausgestaltung eines 
Bleiberechts bei Berufsausbildung als Ausbildungs-
duldung werden insbesondere bei einer grenzüber-
schreitenden Berufsausbildung deutlich. Darf der sy-
rische Auszubildende eines Schreinerbetriebes in 
Görlitz bei einem Auftrag im polnischen Teil der 
Stadt, die heute Zgorzelec heißt, eingesetzt werden? 
Oder machen sich dieser und sein Meister strafbar, 
wenn sie täglich die Grenze zwischen Deutschland 
und Polen in beiden Richtungen überqueren, weil 
die Duldung mit der Ausreise aus dem Bundesgebiet 
(§ 60a Abs. 5 S. 1 AufenthG) erlischt? Die Frage stellt 
sich ebenso einem afghanischen Auszubildenden in 
einem Elektrobetrieb in Herzogenrath bei Aachen, 
der im Rahmen seiner Ausbildung täglich in das na-
hegelegene Kerkrade pendeln muss. Auch wenn die 
zuständigen Ausländerbehörden hier praxistaugliche 

Lösungen, etwa die räumliche Erweiterung des Gül-
tigkeitsbereichs auf grenznahe Regionen in Polen 
bzw. Holland kreieren sollten, so macht diese Unzu-
länglichkeit der Regelung das Verfehlen des gesetz-
geberischen Ziels eindrucksvoll deutlich. Rechts-
kundige Grenzbeamte dürften im Übrigen auch völ-
kerrechtliche Probleme mit einer solchen grenzüber-
schreitenden Erweiterung des Gültigkeitsbereichs ei-
ner Duldung haben.  

Der Gesetzgeber sollte deswegen den Übergang aus 
der Duldung bzw. Aufenthaltsgestattung in die Auf-
enthaltsgewährung zur Berufsausbildung gemäß § 17 
AufenthG ermöglichen.  

4. Erlöschen der Duldung bei Abbruch der Ausbil-
dung 

In § 60a Abs. 2 S. 9 AufenthG-E soll eine auflösende 
Bedingung der Gestalt aufgenommen werden, dass 
die Ausbildungsduldung automatisch erlischt, wenn 
die Ausbildung nicht mehr betrieben oder abgebro-
chen wird. Damit wird der ohnehin schon beste-
hende Druck auf die Auszubildenden in ausländer-
rechtlicher Hinsicht noch verstärkt werden. Hilf-
reich wäre daher die Einsetzung eines zwingenden 
Mediationsverfahrens (bei der Bundesagentur für Ar-
beit oder aber auch bei den Kammern) für den Fall, 
dass das Nichtbetreiben oder der Abbruch der Be-
rufsausbildung auf Spannungen zwischen dem Aus-
zubildenden und dem Ausbildungsbetrieb zurückzu-
führen sind.  

Die Regelung ist aus Sicht des Deutschen Anwaltver-
eins jedenfalls unverhältnismäßig. Ein Aufenthalt 
ohne Duldung eröffnet den Straftatbestand des § 95 
AufenthG. Wer die Ausbildung beendet, dem droht 
deswegen gleich eine strafrechtliche Sanktion. Als 
milderes Mittel wäre ein Widerrufsvorbehalt ausrei-
chend. 

II. Arbeitsmarkzugang nach absolvierter Ausbil-
dung 

Nach erfolgreichem Abschluss der Berufsausbildung 
soll der betroffene Ausländer nunmehr ein Aufent-
haltsrecht erhalten, sofern er im Ausbildungsbetrieb 
verbleibt. Dies gilt auch für den Fall, dass es dem 
Ausländer gelingt, eine Beschäftigung bei einem an-
deren Arbeitgeber zu finden und aufzunehmen, die 
der in der Berufsausbildung erworbenen Qualifika-
tion entspricht. In diesen Fällen hat der Ausländer 
nunmehr gem. § 18a Abs. 1 AufenthG-E einen An-
spruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für 
zunächst zwei Jahre.  

Für den Fall, dass der Ausländer nicht im Ausbil-
dungsbetrieb verbleibt und auch kein adäquates An-
schlussarbeitsverhältnis findet, erhält er nach § 60a 
Abs. 2 S. 10 AufenthG-E eine Verlängerung der zu 
Beginn der Ausbildung erteilten Ausbildungsdul-
dung zum Zwecke der Suche nach einer der erwor-
benen beruflichen Qualifikation entsprechenden Be-
schäftigung, die jedoch auf maximal sechs Monate 
beschränkt ist und nicht verlängert werden darf. 

Im Einzelnen ist hier auf Folgendes hinzuweisen: 

1. Anspruch statt Ermessen 

Positiv ist hervorzuheben, dass der in § 18a Abs. 1a 
AufenthG-E geregelte Tatbestand nun einen An-
spruch auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ent-
hält. Bei den in der – alten – Vorschrift des § 18a 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-53-15-entwurf-eines-asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes
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Abs. 1 AufenthG geregelten Tatbeständen handelt es 
sich um „Kann“-Bestimmungen, die der Ausländer-
behörde ein Ermessen einräumen. Im Vergleich zu 
der Regelung in § 18a Abs. 1 Nr. 1 AufenthG-E stellt 
sich jedoch die Frage, warum der Gesetzgeber hier 
nicht eine Anpassung mit Blick auf die neue Rege-
lung in § 18a Abs. 1a AufenthG-E vorgenommen hat.  

2. Überflüssiger Widerrufstatbestand 

In § 18a Abs. 1b AufenthG-E will der Gesetzgeber ei-
nen Widerrufstatbestand schaffen, um das Aufent-
haltsrecht bei Strafffälligkeit widerrufen zu können. 

Damit schießt der Gesetzgeber jedoch weit über das 
Ziel hinaus. Es gibt keine Notwendigkeit, in § 18a 
AufenthG einen besonderen Tatbestand zu schaffen, 
um bei strafffälligem Verhalten den Aufenthalt zu 
beenden. Hierfür gibt es bereits die Möglichkeiten ei-
ner Ausweisung oder einer Ablehnung der Verlänge-
rung der Aufenthaltserlaubnis wegen des Vorliegens 
eines Ausweisungsinteresses. Die im Gesetzentwurf 
enthaltene Regelung in § 18a Abs. 1b AufenthG-E ist 
daher ersatzlos zu streichen bzw. nicht in das Auf-
enthaltsgesetz einzufügen. 

 

 

  


